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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staat 


(Nr. 3993.) Geſetz, betreffend die Abaͤnderungen des Abſchnitts 11. Titel 1. Theil II. und == LP Asa 
des Abſchnitts 9. Titel 2. Theil II. des Allgemeinen Landrechts. Vom -e e b., A, 
24. April 1854. 5 e e 2228 ac 


ä Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen fuͤr diejenigen Landestheile, in welchen 

der Abſchnitt 11. Titel 1. Theil II. und 

der Abſchnitt 9. Titel 2. Theil II. des Allgemeinen Landrechts 
Geſetzeskraft haben, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 1. 


gate dag e 372 


Eine Frauensperſon, welche 
1) durch Nothzucht, oder 
9) im bewußtloſen oder willenloſen Zuſtande geſchwaͤngert worden (F. 144. 
Nr. 1., 2. des Strafgeſetzbuchs), oder 
3) zur Geſtattung des Beiſchlafs durch Vorſpiegelung einer vollzogenen 
rauung oder durch Erregung eines anderen Irrthums, in welchem fie 
den Beiſchlaf fuͤr einen ehelichen halten mußte, verleitet und geſchwaͤn⸗ 
gert worden (F. 145. des Strafgeſetzbuchs), N 
iſt zu verlangen berechtigt, daß ihr 
das im Allgemeinen Landrecht Th. II. Tit. 1. H. 785. 20. vorgeſchrie⸗ 
bene hoͤchſte Maaß der Abfindung d 
zugeſprochen werde. i 
Der Geſchwaͤngerten verbleibt der Anſpruch auch dann, wenn ein Ehe⸗ 
hinderniß vorhanden iſt, oder wenn fie die Eingehung der Ehe mit dem Schwaͤn⸗ 
gerer verweigert. N 
| §. 2. 
Eine waͤhrend des Brautſtandes von ihrem Verlobten geſchwaͤngerte 
Jahrgang 1854, (Nr. 3993.) : 27 Frauens⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 8. Mai 1854. 


= MM = 


Frauensperſon ift, wenn ihr die Ehe verweigert wird, zu verlangen berechtigt, 
daß ihr s 
eine nach den Beſtimmungen der $$. 786 — 808. Th. II. Tit. 1. des 
Allgemeinen Landrechts abzumeſſende Abfindung oder Verpflegung 
zugeſprochen werde. N f 


H. 3. 


Ein Brautſtand ($. 2.) iſt außer den Faͤllen, wenn i 
zwiſchen beiden Theilen ein rechtsguͤltiges Ehegeloͤbniß oder ein Auf: 
gebot (Allgemeines Landrecht HH. 82 — 92. a. a. O.) 
vorhergegangen iſt, auch dann als vorhanden anzunehmen: 
1) wenn die eheliche Verbindung mit Zuſtimmung der Aeltern oder der 
Vormuͤnder verabredet war; oder 
2) nn in Fällen, in denen es einer ſolchen Zuſtimmung (Nr. 1.) nicht 
bedarf, 
a) von beiden Theilen oder auch nur von dem Braͤutigam die Ber: 
lobung ausdruͤcklich bekannt gemacht, oder 
b) wenn die Verlobung in Gegenwart von Verwandten oder Be⸗ 
kannten geſchloſſen oder erklaͤrt iſt. s 


e $. 4. 

Iſt in dem Falle des K. 2. ein geſetzliches Ehehinderniß vorhanden, und 
hat die Geſchwaͤngerte zur Zeit des Beiſchlafs von dem Ehehinderniß Kennt⸗ 
niß gehabt, ſo kann ſie auf die im H. 2. beſtimmte Entſchaͤdigung keinen An⸗ 
ſpruch machen. 5 


H. 5. 


s Die Geſchwaͤngerte verliert den Anſpruch auf die im H. 2. beſtimmte 
Entſchaͤdigung: 1 
1) wenn ſie bis zur Weigerung des Schwaͤngerers, die Ehe einzugehen, 
Bu r ſich ſchuldig macht, welche eine Eheſcheidung begruͤn⸗ 
et; oder 
2 wenn ſie ſich weigert, die Ehe mit dem Schwaͤngerer zu vollziehen. 
Eine ſolche Weigerung hat jedoch den Verluſt des Anſpruchs auf Ent⸗ 
ſchaͤdigung nicht zur Folge, wenn bis zu der von ihr erklaͤrten Weigerung der 
ee einer Handlung ſich ſchuldig macht, welche eine Eheſcheidung 
egruͤndet. 


H. 6. 


f Die Beſtimmung des H. 2. findet auch auf den Fall Anwendung, wenn 
ein unbeſcholtenes, in dem Alter von vierzehn bis ſechszehn Jahren ſtehendes 
Maͤdchen zum Beiſchlafe verführt und geſchwaͤngert worden iſt (H. 149, des 
Strafgeſetzbuchs). 8 w 

Der 
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Der Geſchwaͤngerten verbleibt der Anſpruch auf Entſchädigung auch 
dann, wenn ein Ehehinderniß vorhanden iſt, oder wenn ſie die Eingehung der 
Ehe mit dem Schwaͤngerer verweigert. 


ö N 


Wenn nach den Beſtimmungen der $$. 1., 2. und 6. ein Anſpruch der 
Geſchwaͤngerten an den Schwaͤngerer ſtattfindet, ſo koͤnnen noch außerdem 
{ Niederkunfts⸗ und Taufkoſten, ferner ſechswoͤchentliche, dem Stande 
der Geſchwaͤngerten angemeſſene Verpflegung, ſowie auch andere durch 
die Schwangerſchaft oder durch das Wochenbett herbeigefuͤhrte un— 
vermeidliche Koſten von dem Schwaͤngerer gefordert werden. 


$. 8. 


Außer den Fällen der HH. 1., 2. und 6. haben außerehelich Geſchwaͤn⸗ 
gerte gegen den Schwaͤngerer nur auf den Erſatz der im H. 7. bezeichneten 
Koſten Anſpruch. N 


38 


Verheirathete Frauensperſonen koͤnnen auf die in den HH. 1. bis 7. be⸗ 
ſtimmten Entſchaͤdigungen niemals Anſpruch machen, und fallen dieſelben auch 
bei Unverheiratheten weg, wenn die Geſchwaͤngerte: ; 

1) während der Konzeptionszeit ($. 15.) mit mehreren Mannsperſonen den 

Beiſchlaf vollzogen hat; oder 

2) eine # geſchlechtlicher Beziehung beſcholtene Perſon iſt, insbeſondere, 
wenn ſie 

a) fuͤr die Geſtattung des Beiſchlafs Bezahlung in Gelde oder in 
Geſchenken angenommen hat; oder 

b) wegen unzuͤchtigen Lebenswandels beruͤchtigt ift; oder 

c) ſchon früher außer der Ehe von einem anderen, als dem als Er— 
aeuger des Kindes bezeichneten Manne geſchwaͤngert worden ift; 
oder 

d) wenn ſie ſich fruͤher eines Ehebruchs ſchuldig gemacht hat; oder 

e) wenn ſie den angeblichen Schwaͤngerer, welcher juͤnger als ſie, 
110 100 nicht volle zwanzig Jahre alt iſt, zum Beiſchlafe ver⸗ 
uͤhrt hat. 


a §. 10. | 
Die der Geſchwängerten aus der Schwaͤngerung zuſtehenden Klagen 
verjaͤhren binnen zwei Jahren nach erfolgter Niederkunft oder Fehlgeburt. 
11. 


Hat der Schwaͤngerer innerhalb dieſer zwei Jahre ſeinen bisherigen Auf⸗ 
enthalt verlaſſen, ſo wird die Zeit, waͤhrend welcher ſein neuer Aufenthalt der 
Geſchwaͤngerten unbekannt geweſen, von der Verjaͤhrungsfriſt abgerechnet. 

(Fr. 3993.) | 27 Auch 


* 
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Auch wenn der Schwaͤngerer ſeinen Wohnſitz an einen anderen Ort des 
Inlandes verlegt hat, kann die Geſchwaͤngerte ihre Klage in deſſen vorigem 
Gerichtsſtande anſtellen. a 5 


H. 12. 


In Anſehung der unehelichen Kinder bleiben die Beſtimmungen des All⸗ 
gemeinen Landrechts, ſoweit fie nicht durch die folgenden Beſtimmungen ab- 
geaͤndert ſind, auch ferner in Kraft. 


u. §. 13. 
N Ein Anſpruch des unehelichen Kindes findet nur in denjenigen Faͤllen 
ſtatt, in welchen ; 
1) nach den Beſtimmungen der $$. 1., 2., 6., 8. und 9. ein Anſpruch der 
Mutter gegen den Schwaͤngerer begruͤndet iſt; oder N 
2) wenn das Kind zur Begruͤndung ſeiner Anſpruͤche ein ausdruͤckliches, in 
einer oͤffentlichen Urkunde abgegebenes Anerkenntniß der Vaterſchaft von 
Seiten des Schwaͤngerers beizubringen vermag. 


H. 14. 


| - Der nach H. 13. dem außerehelich geborenen Kinde zuſtehende Anſpruch 
ei, lie Ferne zus gehet demſelben durch ſpaͤtere Handlungen oder Unterlaſſungen der Mutter ($$. 5. 
E und 10.) nicht verloren. N 


H. 15. 


Als Erzeuger eines unehelichen Kindes iſt Derjenige anzuſehen, welcher 
mit der Mutter innerhalb des Zeitraums vom zweihundertfuͤnfundachtzigſten 
bis a zweihundertzehnten Tage vor deren Entbindung den Beiſchlaf voll- 
zogen hat. f 
> Auch bei einer kuͤrzeren Zwiſchenzeit iſt diefe Annahme begründet, wenn 
die Beſchaffenheit der Frucht nach dem Urtheile der Sachverftändigen mit der 
Zeit des Beiſchlafs uͤbereinſtimmt. 


H. 16. 


cel. 2. 86.2.4. X Ne, Jede Partei kann über die Thatſache des ſtattgefundenen Beiſchlafs und 
is, a. 23.200 292 e Aber die Zeit deſſelben ($. 15.) Anträge auf einen von ihr oder von dem Geg⸗ 

= ner zu leiftenden Eid in der Klage oder im Laufe des Prozeſſes machen; der 
f . Richter hat aber über die Frage: ob ein ſolcher Eid überhaupt zuzulaſſen und 
8 welchem von beiden Theilen er aufzuerlegen ſei, nach den Umſtaͤnden zu erkennen. 
155 ei des Eides darf erft dann, wenn. rechtskräftig darauf erkannt 
iſt, erfolgen. 


24 dat See, bete e. TE n, g. 


D H. 17. 
Mit einer weiteren als der im H. 16. beſtimmten Wirkung iſt der Antrag 
5 auf einen zu leiſtenden Eid, mithin auch die Eides zuſchiebung, weder zum Be⸗ 
i ER weiſe 


N 


weiſe des Beiſchlafs oder der Zeit deffelben, noch zum Beweiſe ſolcher That⸗ 
ſachen, welche die Vermuthung des ſtattgefundenen Beiſchlafs oder der Zeit 
deſſelben begruͤnden oder ausſchließen ſollen, zuläffig. 


H. 18. 


Die in den $$. 16. und 17. aufgeſtellten Beweisregeln find auf jede 
Klage anzuwenden, welche auf Grund des unehelichen Beiſchlafs gegen den 
Schwaͤngerer von Seiten der Geſchwaͤngerten oder des unehelichen Kindes an⸗ 
geſtellt wird. 


$. 19. 


Weder in den Anſpruͤchen der Geſchwaͤngerten, noch in denen des Kin⸗ 
des wird durch den Tod des Schwaͤngerers etwas geaͤndert; dieſe Anſpruͤche 
koͤnnen vielmehr auch gegen deſſen Erben verfolgt werden. : 

Jedoch behält es bei dem. H. 652. Tit. 2. Theil II. und dem H. 97. des 
Anhanges des Allgemeinen Landrechts ſein Bewenden. i 

Das geſetzliche Erbrecht am Nachlaſſe des Vaters ſteht aber dem un— 
ehelichen Kinde nur zu, wenn es entweder 


1) ein nach F. 13. ausgeſtelltes Anerkenntniß beizubringen vermag, oder 

2) der Erblaſſer in einem bei feinen Lebzeiten ergangenen, wenn auch erſt 
nach ſeinem Tode rechtskraͤftig gewordenen, Urtheile als Vater des Kin⸗ 
des erachtet, oder die Vaterſchaft von einem der Mutter des Kindes oder 
deſſen Vertreter auferlegten Eide abhaͤngig gemacht iſt. 


H. 20. 


Aeltern oder Großaͤltern des Schwaͤngerers haften als ſolche niemals 
fuͤr die der Geſchwaͤngerten zu leiſtende Entſchaͤdigung, oder für den Unterhalt 
und die Erziehung des Kindes. Bei dem Unvermoͤgen des Schwaͤngerers geht 
vielmehr die Verpflichtung hierzu auf die Mutter oder auf die muͤtterlichen 
Großaͤltern des Kindes über. n 


H. 21. 


Gegen Perſonen des Soldatenſtandes vom Feldwebel (Wachtmeiſter) 
abwaͤrts findet wegen der Anſpruͤche der Geſchwaͤchten oder eines unehelichen 
Kindes kein Abzug vom Solde, gegen Offiziere aber, je nach Unterſchied des 
Ranges, ein ſolcher Abzug nur auf Hoͤhe von zwei bis vier Thaler monat⸗ 


lich ſtatt. 
§. 22. 


Durch das gegenwärtige Geſetz treten die $$. 1015. bis 1119. Tit. 1. 
und die $$. 12., 13., 592., 594., 595., 597., 599., 613., 618., 619., 620., 
(Nr. 39933994.) 28., 
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628., 653. Tit. 2. Theil II. des Allgemeinen Landrechts, ſowie der $. 83. des 
Anhanges zum Allgemeinen Landrechte außer Anwendung. 8 


H. 23. 


Das gegenwärtige Geſetz findet auf diejenigen Falle Anwendung, die zu 
der Zeit, wo daſſelbe in Kraft tritt, noch nicht durch Inſinuation der Klage 
rechtshaͤngig waren. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 24. April 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


(Nr. 3994.) Geſetz zur Verbeſſerung des Unterpfandsweſens in den Hohenzollernſchen Lanz 
5 den. Vom 24. April 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, zur Verbeſſerung des Unterpfandsweſens in den Hohenzollernſchen 
Landen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: Hoh 5 ſc 


H. 1 


. ee 90 5 = 5 9 des H. 5. ausgenommen — nur 
auf unbewegliche Sachen und nur durch Eintragung in das Unterpfands⸗ . 
potheken⸗) Buch erworben werden. 5 8 185 e > 
Desgleichen erlangen die Eigenthumsvorbehalte in Kaufvertraͤgen uͤber 
Immobilien eine dingliche Wirkung nur durch die Eintragung. 


2 


Pfandrechte an unbeweglichen Sachen erlangen, auch wenn die Ver⸗ 
n ie a nn wird, die Eigenſchaft und Wirkung 
eines dinglichen Re erſt durch die Eintragung in das Unt - e 
potheken⸗) Buch. a de ende (09 
H. 3 
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F. 3. 


Ein Vertrag oder eine Willenserklaͤrung, wodurch das geſammte Ber⸗ 
mögen des Schuldners dem Gläubiger verpfaͤndet wird, berechtigt Letztern doch 
nur, ſeine Forderung auf die in der Verpfaͤndungs⸗Urkunde ſpeziell angegebe⸗ 
nen und nach dem Kataſter, ſofern ein ſolches vorhanden, ſonſt nach Feldflur, 
Lage und Grenzen genau bezeichneten, unbeweglichen Sachen in das Unter⸗ 
pfands⸗ (Oopotßeken⸗) Buch eintragen zu laſſen. 


H. 4. 


Wenn durch Geſetz oder Gewohnheit ein Pfandrecht auf das geſammte 
Vermögen des Schuldners oder auf einzelne unbewegliche Sachen deſſelben be⸗ 
gruͤndet wird, ſo erwaͤchſt daraus fuͤr den Glaͤubiger nur die Befugniß, daſſelbe 
auf die, dieſem Rechte unterliegenden, unbeweglichen Sachen des Schuldners, 
welche von ihm in der im H. 3. angegebenen Weiſe bezeichnet werden muͤſſen, 

eintragen zu laſſen. 
i Es behaͤlt jedoch der Glaͤubiger, dem ein allgemeines oder ſpezielles ge⸗ 
ſetzliches Pfandrecht zufteht, bei eintretender Inſolvenz des Schuldners auf die, 
nach Befriedigung der Fauſtpfands- und Hypothekenglaͤubiger, übrig bleibende 
Maſſe im Konkurſe diejenigen Prioritaͤtsrechte, die er nach den bisherigen Ges 
ſetzen geltend zu machen berechtigt war. 


3 


Ohne Uebergabe einer beweglichen Sache und beziehungsweiſe ohne Ein⸗ 
tragung in das Unterpfands⸗ (Hypotheken-) Buch haben ein wirkliches Pfand⸗ 
recht und das Recht der Hypothek mit den bisherigen Vorzugsrechten und in 
der bisherigen rechtlichen Bedeutung nur: 


1) die Staats-, Gemeinde- und Kirchenkaſſen, wegen der von den Grund» 
ſtuͤcken zu entrichtenden Steuern, oͤffentlichen Abgaben und gemeinen 
Laſten an denjenigen Grundſtuͤcken, von denen ſie zu entrichten ſind; 

2) die Immobiliar-Feuerſozietaͤt der Hohenzollernſchen Lande wegen der 
von den Gebaͤuden zu entrichtenden Feuerkaſſen-Beitraͤge an dieſen Ge⸗ 
baͤuden; i 

3) der Verpächter eines zum Fruchtbau beſtimmten Grundſtuͤcks an den 
darauf gebauten Fruͤchten wegen der Forderungen aus dem Pacht⸗ 
vertrage; . 

4) der Bermiether an den eigenen Sachen des Miethers, welche der Letz⸗ 


tere in die gemiethete Sache eingebracht hat, wegen der Forderungen aus 


dem Miethsvertrage. 
Fi. 6. = 
Denjenigen, welche vor der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes eine Hypothek 


an dem geſammten Vermoͤgen des Schuldners oder an einzelnen . 
(Nr. 399 .) en 
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len deſſelben erworben haben, verbleiben die, durch die bisherigen Geſetze daran 
begruͤndeten Rechte, ruͤckſichtlich der Immobilien jedoch mit der im F. 7. feſt⸗ 
geſetzten Beſchraͤnkung. 


gad 7 


Alle Inhaber auf Willenserklaͤrung, richterlicher Verfuͤgung oder Rechts⸗ 
ſatz, oder auf welchem Grunde immer beruhender, in die Unterpfands⸗(Hypo⸗ 
theken⸗) Bücher nicht eingetragener Pfand⸗ und Hypothekenrechte auf Immo⸗ 
bilien, mit Ausnahme der im H. 5. bezeichneten, in Anſehung deren es auch 
hinfort einer Eintragung nicht bedarf, werden hierdurch aufgefordert, ihre An⸗ 
ſpruͤche binnen ſechs Monaten vom Tage der Guͤltigkeit des gegenwaͤrtigen Ge⸗ 
ſetzes ab, bei der das Unterpfands-(Hypotheken⸗) Buch fuͤhrenden Behoͤrde 
unter genauer Bezeichnung des verhafteten Grundſtuͤcks nach dem Kataſter, 
oder, wo ein ſolches nicht vorhanden, nach Feldflur, Lage und Grenzen anzu⸗ 
melden und nachzuweiſen, widrigenfalls ihre Rechte nur noch gegen den per⸗ 
ſoͤnlichen Schuldner, beziehungsweiſe deſſen Erben und gegen denjenigen, der 
das Grundſtuͤck zur Zeit der eintretenden Guͤltigkeit des gegenwärtigen Geſetzes 
beſaß, beziehungsweiſe gegen denjenigen, welcher als deſſen Erbe in den Beſitz 
des Grundſtuͤcks gekommen iſt, nicht aber egen Dritte ferner ausgeuͤbt werden 
koͤnnen, und bei fpäterer Anmeldung ihr Vorrecht vor den bis dahin gehoͤrig 
angemeldeten Pfand⸗ und Hypothekenrechten verloren geht. ie 


F. 8. 


Nach Ablauf der im F. 7. beſtimmten Praͤkluſtvfriſt werden die Beſitzer 
uͤber die angemeldeten Anſpruͤche vernommen. 

N Die Vorladung zu dieſer Vernehmung erfolgt unter dem Praͤjudize, daß 
die Eintragung der nachgewieſenen oder beſcheinigten Anſpruͤche in das Unter⸗ 
pfands⸗(Hypotheken⸗) Buch in Gemaͤßheit des §. 10. beim Nichterſcheinen 
des Beſitzers ſtattfinden werde. Sind die Anſpruͤche noch nicht nachgewieſen 
oder wenigſtens beſcheinigt und vom Beſitzer auch nicht anerkannt, ſo wird dem 
Glaͤubiger noch eine drei- bis ſechsmonatliche Friſt zur Beibringung des Nach⸗ 
weiſes oder der Beſcheinigung bewilligt, nach deren fruchtloſem Ablaufe die 
Anmeldung fuͤr nicht geſchehen erachtet wird und die im H. 7. geſtellte Ver⸗ 
warnung in Kraft tritt. 

Die Kraft einer Beſcheinigung ſoll auch ein Atteſt des Prozeßrichters 
haben, daß der Glaͤubiger gegen den Beſitzer des angeblich verhafteten Grund— 
ſtuͤcks eine Klage auf Anerkennung des Hypotheken» oder Pfandrechts einge- 
reicht habe und daß dieſelbe zugelaſſen worden. 


F. 9. 

„Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen den Ablauf der in 

§§. 7. und 8. feſtgeſetzten Friſt iſt in allen Fällen, ohne Unterſchied des Rechts⸗ 

rundes, aus welchem ſie nachgeſucht wird, ausgeſchloſſen und jede richterliche 
riſterſtreckung unzulaͤſſig. 

3 H. 10, 


” 
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$. 10. 


Die Eintragung der zufolge $. 7. angemeldeten Pfand- und Hypotheken⸗ 
rechte geſchieht: a 
1) definitiv, wenn die Pfandforderung durch öffentliche Urkunden voll⸗ 
ſtaͤndig nachgewieſen oder von dem Beſitzer anerkannt wird; 
2) nur proteſtativiſch, wenn das Hypotheken- oder Pfandrecht nur be— 
ſcheinigt und von dem Beſitzer nicht anerkannt wird. 

Die Wirkung der proteſtativiſchen Eintragung beſteht darin, daß dem 
Glaͤubiger fein Pfand» oder Hypothekenrecht in vollem Umfange erhalten wird, 
und daß er bei ſpaͤterem vollſtaͤndigen Nachweiſe deſſen definitive Eintragung 
an der Stelle der Proteſtation verlangen kann. 


H. 11. 


Die Beſtimmungen in den $$. 7. bis 9. finden auch auf alle diejenigen 
Anwendung, zu deren Gunſten vor der Geſetzeskraft dieſes Geſetzes ein ver⸗ 
tragsmaͤßiger Vorbehalt des Eigenthums gemacht worden iſt. Die angemel⸗ 
deten Rechte find ebenſo, wie die angemeldeten älteren Hypotheken, vorbehalt- 
lich der nachherigen Feſtſtellung ihrer Bedeutung, in das Unterpfands-(Hypo⸗ 
theken⸗) Buch einzutragen. 


H. 12. 


Eine Erneuerung vorhandener Unterpfands⸗ (Hypotheken-) Bücher kann 
da, wo ein Beduͤrfniß dazu obwaltet, unter Genehmigung des Suftizminifters 
angeordnet werden. 

Zu dieſem Zwecke ſind von Seiten der das Pfandbuch fuͤhrenden Be— 
hoͤrde die Inhaber ſaͤmmtlicher in die zu erneuernden Pfandbuͤcher eingetragener, 
noch ungelöfchter Pfand⸗ und Hypothekenrechte, ſowie diejenigen, zu deren Gun- 
ſten ein Eigenthumsvorbehalt gemacht iſt, durch oͤffentlichen Aufruf und zwar 
unter dem im F. 7. bezeichneten, in dem Aufrufe auszudruͤckenden Praͤjudize 
aufzufordern: 


ihre Anſpruͤche binnen einer beſtimmten, jedoch nicht weniger als drei 
Monate betragenden Friſt bei der das Pfandbuch führenden Behörde 
anzumelden. N 


Die Bekanntmachung des Aufrufes erfolgt durch Aushang an der Ge: 
richtsſtelle und durch dreimalige, in Zwiſchenraͤumen von mindeſtens acht Tagen 
zu bewirkende Einruͤckung in den öffentlichen Anzeiger des Amtsblattes der 
Koͤniglichen Regierung zu Sigmaringen und in eine auslaͤndiſche Zeitung. Der 
Lauf der Anmeldungsfriſt beginnt mit dem Tage der letzten Inſertion. 

Die in Folge dieſer Aufforderung angemeldeten Anſpruͤche ſind, ohne daß 
es eines weiteren Nachweiſes bedarf, aus den bisherigen Pfandbuͤchern in die 
neuen Pfandbuͤcher zu uͤbertragen. Auf Verlangen des Pfandglaͤubigers wird 
Jahrgang 1854, (Nr. 3994) 28 auf 
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auf der von demſelben vorgelegten Schuld-⸗Urkunde die Uebertragung der For⸗ 
derung in das neue Unterpfands⸗ (Hypotheken-) Buch vermerkt. a 

Melden ſich andere, als die in den bisherigen Pfandbuͤchern eingetrage⸗ 
nen Inhaber der Forderungen, fo haben fie den Erwerb derſelben vorfchrifts- 
maͤßig nachzuweiſen, widrigenfalls auf ihre Anmeldung keine Ruͤckſicht genom⸗ 
men wird. 


§. 13. 


Die nach den HH. 7— 10. einzutragenden Forderungen behalten ihre in 
den bisherigen Geſetzen begründete Priorität. 

Die Priorität der übrigen, in die Unterpfands⸗ (Hypotheken -) Buͤcher. 
eingetragenen Rechte und Forderungen, wird hinfort lediglich durch die Zeit der 
gehoͤrig geſchehenen Anmeldung beſtimmt. 


H. 14. 


Bei eintretender Unzulaͤnglichkeit einer als Hypothek verhafteten Sache 
haben das gleiche Vorzugsrecht mit dem Kapitale nur die laufenden Zinſen 
und zweijaͤhrige Zinsruͤckſtaͤnde. 

Ebenſo iſt auch das Vorrecht der geſetzlichen Hypothek fuͤr Steuern, 
oͤffentliche Abgaben, gemeine Laſten und Feuerkaſſen⸗Beitraͤge ($. 5. Nr. 1. 
und 2.) auf die laufenden Abgaben diefer Art und zweijährige Ruͤckſtaͤnde 
beſchraͤnkt. 

In beiden Beziehungen wird der zweijährige Ruͤckſtand vom letzten Faͤl⸗ 
ligkeitstermine vor der erfolgten Beſchlagnahme des Grundſtuͤcks oder der Re⸗ 
venuͤen deſſelben berechnet. Die am Tage der beginnenden Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes vorhandenen Ruͤckſtaͤnde behalten noch zwei Jahre lang das gleiche 
Vorzugsrecht mit dem Kapitale. f 


H. 19. 


Eintragungen und Loͤſchungen dürfen in den Unterpfande- (Hypotheken-) 
Büchern nur auf Grund öffentlicher Urkunden bewirft werben. 

Zu dieſen find alle zu rechnen, in welchen die Unterſchrift durch einen 
Ortsvorſteher beglaubigt iſt. 8 


H. 16. 


ei Zur Erleichterung der in HH. 7. und 10, erwaͤhnten Intereſſenten wird 
den Verhandlungen, welche zur Eintragung ihrer Rechte in die Unterpfands⸗ 
(Hypotheken-) Bücher bei den dieſelben 1 Behörden. erforderlich find, 
die Koſten⸗ und Stempelfreiheit hierdurch bewilligt. 5 
Dieſe Freiheit bezieht ſich aber nicht auf anderweitige koſten- und ſtem⸗ 
pelpflichtige Verhandlungen, insbeſondere amtliche Atteſte und Dokumente an⸗ 
derer Behörden, welche der das Pfandbuch fuͤhrenden Behoͤrde nur vorgelegt 
a a werden 
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werden und fir welche die ausfertigende Behörde Koſten und Stempel anzu⸗ 
ſetzen hat. ö 
5 ö 0 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Oktober d. J. in Kraft. 
Alle demſelben entgegenſtehenden Geſetze, Verordnungen, Gewohnheiten 


und Obſervanzen verlieren, ſoweit ſie den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zus 
widerlaufen, mit dieſem Tage ihre Gültigkeit. 


H. 18. 


Fuͤr die Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes wird der Juſtizminiſter eine beſon⸗ 
dere Inſtruktion erlaſſen, nach welcher die Unterpfandsbehoͤrden und Gerichte 
ſich zu achten haben. f a 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. = 

Gegeben Potsdam, den 24. April 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


(Nr. 3995.) Geſetz, betreffend eine Abaͤnderung des in der Verordnung vom 30. Juni 1834. 
wegen Einrichtung der Rheinzoll-Gerichte beſtimmten Verfahrens in zwei⸗ 
ter Inſtanz. Vom 24. April 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. de. b | 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


$. 1. 


za An die Stelle des H. 44. der Verordnung vom 30. Juni 1834. wegen 

Einrichtung der Rheinzoll-Gerichte und des gerichtlichen Verfahrens in den 

Rheinſchiffahrts-Angelegenheiten (Geſetz-Sammlung 1834. S. 136.) treten 
folgende Beſtimmungen: 

Nach erfolgtem Schriftwechſel oder nach fruchtloſem Ablauf der 

dem Appellanten oder nach Unterſchied dem Appellaten bewilligten 

Friſt werden die Akten an das Appellationsgericht eingeſendet. Nach 

Eingang derſelben wird die Sache durch das Sekretariat koſtenfrei 

zur Rolle gebracht; fie wird dem III. Civilſenat uͤberwieſen und 

(Fr. 39943993.) bei 


bei ihrem Aufruf daſelbſt eine nahe Sitzung zur Verhandlung be⸗ 
ſtimmt. 


Die zur Verhandlung oder, wenn ein Vorbeſcheid erlaſſen iſt, 
zur Fortſetzung der Verhandlung beſtimmte Sitzung, iſt auf Betrei⸗ 
ben der Staatsanwaltſchaft den Parteien in dem durch F. 30. der 
Verordnung vom 30. Juni 1834. bezeichneten wirklichen oder ge⸗ 
waͤhlten Domizil durch das Zollgericht auf Koſten des Appellanten, 
wenigſtens acht Tage vorher bekannt zu machen. 

In dieſer Sitzung erſtattet ein von dem Praͤſidenten beſtimmter 
Richter uͤber die Sache Bericht und es kann hierauf in muͤndlichen 
Vortraͤgen die weitere Ausfuͤhrung der Beſchwerden, ſowie die Ge— 
genausfuͤhrung (F. 43. der Verordnung vom 30. Juni 1834.) in 
Civilſachen durch Advokatanwalte des Appellationsgerichtshofs, in 
Strafſachen durch den Beſchuldigten oder einen Advokaten als Wer: 
theidiger deſſelben erfolgen. 

Die Staatsanwaltſchaft, welcher die Akten mindeſtens drei 
Tage vor der Sitzung durch den Sekretair mitgetheilt werden muͤſſen, 
hat in Civilſachen in den durch Artikel 83. der buͤrgerlichen Prozeß⸗ 
SEHE bezeichneten Fällen, und in allen Strafſachen Anträge zu 
nehmen. 

Das Urtheil oder, wenn noch eine nähere Ermittelung nothwen⸗ 
dig erſcheint, der Vorbeſcheid, wird nach Vorſchrift des $. 33. der 
Verordnung vom 30. Juni 1834. abgefaßt, und nachdem die Ent⸗ 
ſcheidung nebſt den Gruͤnden in oͤffentlicher Sitzung verkuͤndet worden, 
gemäß F. 46. der gedachten Verordnung an das Zollgericht zur In⸗ 
ſinuation an die Betheiligten uͤberſendet. 


i H. 2. 
Fuͤr diejenigen Sachen, in welchen bei dem Eintritt der Geſetzeskraft des 


gegenwärtigen Geſetzes die Akten bereits an das Appellationsgericht eingeſendet 
ſind, bleibt es bei dem bisherigen Verfahren. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. a 


Gegeben Potsdam, den 24. April 1854. | 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


